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160. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Staatsbürgerschaft der verheirateten
Frau

161. Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Republik Südafrika über die gebührenfreie Ertei-
lung von Sichtvermerken
(NR: GP XV RV 801 AB 887 S. 92. BR: AB 2420 S. 416.)

162. Auszug aus dem Ratsprotokoll EFTA/CJC. SR 14/81 der gemeinsamen Sitzung des Rates der Euro-
päischen Freihandelsassoziation und des Gemeinsamen Rates

160. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 30. März 1982 betreffend den Geltungs-
bereich des Übereinkommens vom 20. Feber
1957 über die Staatsbürgerschaft der verheira-

teten Frau

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben nachstehende Staaten
das Übereinkommen über die Staatsbürgerschaft
der verheirateten Frau (BGBl. Nr. 238/1968, letzte
Kundmachung betreffend den Geltungsbereich
BGBl. Nr. 83/1975) ratifiziert oder sind diesem
beigetreten:

Staaten:
Datum der Hinterlegung der Beitritts- oder

Ratifikationsurkunde:

Luxemburg 22. Juli 1977
Island 18. Oktober 1977
Mexiko 4. April 1979
Barbados 26. Oktober 1979

Ferner haben nachstehende Staaten erklärt, sich
an das Übereinkommen gebunden zu erachten, des-

sen Anwendung bereits vor Erlangung der Unab-
hängigkeit auf das Gebiet dieser Staaten ausge-
dehnt worden war:

Staaten: Datum der Erklärung:

Lesotho 4. November 1974
Sambia 22. Jänner 1975
Bahamas 10. Juni 1976

Gekündigt wurde das Übereinkommen am
24. Dezember 1981 vom Vereinigten Königreich
von Großbritannien und Nordirland. Diese Kündi-
gung erstreckt sich auch auf nachstehende Gebiete:
Jersey, Guernsey, Insel Man, St. Christopher-
Nevis, Anguilla, Bermuda, Britisches Territorium
im Indischen Ozean, Britische Jungfern-Inseln,
Cayman-Inseln, Falkland-Inseln, Gibraltar, Hong-
kong, Montserrat, Pitcairn, St. Helena und abhän-
gige Gebiete, Turks- und Caicos-Inseln, Brunei
und Souveräne Stützpunkte Akrotiri und Dhekelia
auf der Insel Zypern.

Kreisky

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Vertrag zwischen der Republik Österreich
und der Republik Südafrika über die gebüh-

renfreie Erteilung von Sichtvermerken

Die Republik Österreich und die Republik
Südafrika, in dem Bestreben, die derzeitig zwi-
schen ihnen bestehenden Sichtvermerksformali-
täten zu vereinfachen, sind übereingekommen,
folgenden Vertrag zu schließen:

Artikel 1
(1) Die Republik Österreich wird Sichtvermerke

für die ein- oder mehrmalige Bin- oder Wieder-
einreise an Staatsbürger der Republik Südafrika
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abgabenfrei erteilen. Die Abgabenfreiheit gilt auch
für Anträge zur Erlangung von Sichtvermerken.

(2) Die Republik Südafrika ward Sichtvermerke
für die ein- oder mehrmalige Einreise an Staats-
bürger der Republik Österreich abgabenfrei er-
teilen. Die Abgabenfreiheit gilt auch für Anträge
zur Erlangung von Sichtvermerken.

Artikel 2
(1) Der Vertrag ist zu ratifizieren. Die Ratifi-

kationsurkunden werden so bald wie möglich in
Wien ausgetauscht.

(2) Der Vertrag tritt am ersten Tag des dritten
Monats, der auf den Monat folgt, in dem der Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden erfolgt ist, in
Kraft.

(3) Der Vertrag kann von jedem Vertragsstaat
jederzeit schriftlich auf diplomatischem Weg ge-
kündigt werden und tritt drei Monate nach Erhalt
der Kündigung außer Kraft.

Geschehen zu Pretoria, am 11. Mai 1981, in
zwei Urschriften in deutscher und englischer
Sprache, wobei beide Texte authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Dr. M. Fitz

ao. und bev. Botschafter der Republik Österreich

Für die Republik Südafrika:
Dr. B. G. Fourie

Generalsekretär für Auswärtige Angelegenheiten
und Information

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 26. Feber 1982 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Artikel 2 Absatz 2 am
1. Mai 1982 in Kraft.
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162.
Auszug aus dem Ratsprotokoll EFTA/CJC. SR 14/81 der gemeinsamen Sitzung vom 17. Sep-

tember 1981 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation und des Gemeinsamen Rates
(Übersetzung)

Einführung von zeitlichen Beschränkungen für die
Verifizierung von Warenverkehrsbescheinigungen

EUR. 1 und Formblättern EUR. 2

Um Vereinbarungen, die im Rahmen der Frei-
handelsabkommen getroffen wurden, zu folgen,
kam der Rat, entsprechend dem Vorschlag in
EFTA/W 25/81, überein, daß kein EFTA-Land
verpflichtet ist, einem Antrag auf die in Arti-
kel 17(1) des Anhangs B vorgesehene nachträgli-
che Prüfung nachzukommen, wenn dieser mehr als
zwei Jahre nach Ausstellung einer Warenverkehrs-
bescheinigung EUR. 1 oder eines Formblattes
EUR. 2 vorgelegt wird.
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